
Vierte Ordnung zur Änderung der  
Prüfungsordnung für den Studiengang Geowissenschaften 

mit dem Studienabschluss Bachelor of Sciences (B.Sc.) 
an der Westfälischen Wilhelms-Universität vom 12. August 2009 

vom 04. September 2015 
 

Aufgrund der §§ 2 Absatz 4, 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) in der Fassung des Hochschulzukunftsgesetzes vom 
16.09.2014 (GV. NRW. 2014, S. 547) hat die Westfälische Wilhelms-Universität folgende Ordnung 
erlassen: 
 
 

Artikel I 
 

Die Prüfungsordnung für den Studiengang Geowissenschaften mit dem Studienabschluss 
Bachelor of Sciences (B.Sc.) an der Westfälischen Wilhelms-Universität vom 12. August 2009 (AB 
Uni 34/2009, S. 2452), zuletzt geändert durch die Dritte Ordnung zur Änderung vom 12. 
September 2013 (AB Uni 35/2013, S. 2663 f.) wird folgendermaßen geändert: 
 
 
1. Folgende Anpassungen im Inhaltsverzeichnis werden vorgenommen: 

„§ 14 Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen“ wird ersetzt durch „§ 14 
Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen“ und nach „§ 24 Inkrafttreten und 
Veröffentlichung“ wird „§ 25 Übergangsbestimmungen“ neu eingefügt. 

 
 
2. § 4 Abs. 2 wird durch folgende Fassung ersetzt: 

 
„(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus der/dem Vorsitzenden, deren/dessen 
Stellvertreterin/Stellvertreter, zwei weiteren Mitgliedern aus der Gruppe der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, einem Mitglied aus der Gruppe der akademischen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie einem Mitglied aus der Gruppe der Studierenden. 
Die/Der Vorsitzende und ihr(e)/sein(e) Stellvertreterin/Stellvertreter sollen Professorinnen/ 
Professoren auf Lebenszeit sein; in Ausnahmefällen kann ein habilitiertes, auf Lebenszeit 
verbeamtetes Mitglied der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur/zum 
Vorsitzenden gewählt werden. Für jedes Mitglied mit Ausnahme der/des Vorsitzenden und 
ihre(s/r)/seine(r/s) Stellvertreterin/Stellvertreters muss eine Vertreterin/ein Vertreter gewählt 
werden. Die Amtszeit der Hochschullehrerinnen/Hochschullehrer und der akademischen 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter beträgt zwei Jahre, die der Studierenden ein Jahr. Die Wiederwahl 
ist zulässig.“ 
 
 
3. § 10 Abs. 5 wird durch folgende Fassung ersetzt: 
 
„(5) Die Teilnahme an einer prüfungsrelevanten Leistung setzt die vorherige Anmeldung zu ihr 
voraus. Die Termine für prüfungsrelevante Leistungen werden den Studierenden rechtzeitig 
bekannt gegeben. Die An- und Abmeldung ist bis eine Woche vor dem Prüfungstermin möglich.“  
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4. § 11 Abs. 5 wird durch folgende Fassung ersetzt: 
 
„(5) Auf begründeten Antrag der Kandidatin/des Kandidaten kann die Bearbeitungszeit für die 
Bachelorarbeit in Ausnahmefällen einmalig um höchstens zwei Wochen verlängert werden. 
Liegen schwerwiegende Gründe vor, die eine Bearbeitung der Bachelorarbeit erheblich 
erschweren oder unmöglich machen, insbesondere eine akute schwerwiegende Erkrankung der 
Kandidatin/des Kandidaten oder unabänderliche technische Probleme, kann die 
Bearbeitungszeit auf Antrag der Kandidatin/des Kandidaten entsprechend verlängert werden. 
Über die Verlängerung gem. S. 1 und S. 2 entscheidet der Prüfungsausschuss. Auf Verlangen des 
Prüfungsausschusses hat die Kandidatin/der Kandidat das Vorliegen eines schwerwiegenden 
Grundes nachzuweisen. Statt eine Verlängerung der Bearbeitungszeit zu gewähren, kann der 
Prüfungsausschuss in den Fällen des S. 2 auch ein neues Thema für die Bachelorarbeit vergeben, 
wenn die Kandidatin/der Kandidat die Bachelorarbeit insgesamt länger als sechs Monate nicht 
bearbeiten konnte. In diesem Fall gilt die Vergabe eines neuen Themas nicht als Wiederholung 
iSv § 16 Abs. 5.“  
 
 
5. § 14 wird durch folgende Fassung ersetzt: 
 

„§ 14 
Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) Studien- und Prüfungsleistungen, die in dem gleichen Studiengang an anderen Hochschulen 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes erbracht worden sind, werden auf Antrag anerkannt, es 
sei denn dass hinsichtlich der zu erwerbenden Kompetenzen wesentliche Unterschiede 
festgestellt werden. Dasselbe gilt für Studien- und Prüfungsleistungen, die in anderen 
Studiengängen der Westfälischen Wilhelms-Universität oder anderer Hochschulen im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes erbracht worden sind. 
 
(2) Auf der Grundlage der Anerkennung nach Absatz 1 kann und auf Antrag der/des Studierenden 
muss in ein Fachsemester eingestuft werden, dessen Zahl sich aus dem Umfang der durch die 
Anerkennung erworbenen Leistungspunkte im Verhältnis zu dem Gesamtumfang der im 
jeweiligen Studiengang insgesamt erwerbbaren Leistungspunkten ergibt. Ist die 
Nachkommastelle kleiner als fünf, wird auf ganze Semester abgerundet, ansonsten wird 
aufgerundet. 
 
(3) Für die Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen, die in staatlich anerkannten 
Fernstudien, in vom Land Nordrhein-Westfalen mit den anderen Ländern oder dem Bund 
entwickelten Fernstudieneinheiten, an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien, 
in Studiengängen an ausländischen staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen oder in 
einem weiterbildenden Studium gemäß § 62 HG erbracht worden sind, gelten die Absätze 1 und 2 
entsprechend.  
 
(4) Maßstab für die Feststellung, ob wesentliche Unterschiede bestehen oder nicht bestehen, ist 
ein Vergleich von Inhalt, Umfang und Anforderungen, wie sie für die erbrachte Leistung 
vorausgesetzt worden sind, mit jenen, die für die Leistung gelten, auf die anerkannt werden soll. 
Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
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vorzunehmen. Für Studien- und Prüfungsleistungen, die an ausländischen Hochschulen erbracht 
worden sind, sind die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz 
gebilligten Äquivalenzvereinbarungen maßgebend. Im Übrigen kann bei Zweifeln an der 
Vergleichbarkeit die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen gehört werden. 
 
(5) Studierenden, die aufgrund einer Einstufungsprüfung berechtigt sind, das Studium in einem 
höheren Fachsemester aufzunehmen, werden die in der Einstufungsprüfung nachgewiesenen 
Kenntnisse und Fähigkeiten auf die Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt. Die 
Feststellungen im Zeugnis über die Einstufungsprüfung sind für die Dekanin/den Dekan bindend. 
 
(6) Auf Antrag können sonstige Kenntnisse und Qualifikationen auf der Grundlage vorgelegter 
Unterlagen anerkannt werden, sofern diese den Studien- bzw. Prüfungsleistungen, die sie 
ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau gleichwertig sind. 
 
(7) Werden Leistungen auf Prüfungsleistungen anerkannt, sind ggfs. die Noten – soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind – zu übernehmen und in die Berechnung der Gesamtnote 
einzubeziehen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ 
aufgenommen. Die Anerkennung wird im Zeugnis gekennzeichnet. Führt die Anerkennung von 
Leistungen, die unter unvergleichbaren Notensystemen erbracht worden sind, dazu, dass eine 
Modulnote nicht gebildet werden kann, so wird dieses Modul nicht in die Berechnung der 
Gesamtnote mit einbezogen. Prüfungsleistungen, die unter unvergleichbaren Notensystemen 
erbracht worden sind, können höchstens bis zu einem Anteil von 20 Prozent anerkannt werden. 
 
(8) Die für die Anerkennung erforderlichen Unterlagen sind von den Studierenden einzureichen. 
Die Unterlagen müssen Aussagen zu den Kenntnissen und Qualifikationen enthalten, die jeweils 
anerkannt werden sollen. Bei einer Anerkennung von Leistungen aus Studiengängen sind in der 
Regel die entsprechende Prüfungsordnung samt Modulbeschreibung sowie das individuelle 
Transcript of Records oder ein vergleichbares Dokument vorzulegen.  
 
(9) Zuständig für Anerkennungs- und Einstufungsentscheidungen ist der Prüfungsausschuss. Vor 
Feststellungen über die Vergleichbarkeit bzw. das Vorliegen wesentlicher Unterschiede sind die 
zuständigen Fachvertreterinnen/Fachvertreter zu hören. 
 
(10) Die Entscheidung über Anerkennungen ist der/dem Studierenden spätestens vier Wochen 
nach Stellung des Antrags und Einreichung aller erforderlichen Unterlagen mitzuteilen. Im Falle 
einer Ablehnung erhält die/der Studierende einen begründeten Bescheid.“ 
 
 
6. § 21 Abs. 2 wird durch folgende Fassung ersetzt: 
 
„Die für den Rücktritt oder das Versäumnis nach Absatz 1 geltend gemachten Gründe müssen 
dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei 
Krankheit der/des Studierenden kann der Prüfungsausschuss ein ärztliches Attest verlangen. 
Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe nicht an, wird der/dem Studierenden dies schriftlich 
mitgeteilt. Erhält die/der Studierende innerhalb von vier Wochen nach Anzeige und 
Glaubhaftmachung keine Mitteilung, gelten die Gründe als anerkannt.“ 
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7. § 21 erhält folgenden neuen Absatz 3: 
 
„(3) Der Prüfungsausschuss kann für den Fall, dass eine krankheitsbedingte Prüfungsunfähigkeit 
geltend gemacht wird, jedoch zureichende tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die eine 
Prüfungsfähigkeit als wahrscheinlich oder einen anderen Nachweis als sachgerecht erscheinen 
lassen, unter den Voraussetzungen des § 63 Abs. 7 HG ein ärztliches Attest von einer 
Vertrauensärztin/einem Vertrauensarzt verlangen. Zureichende tatsächliche Anhaltspunkte im 
Sinne des Satzes 1 liegen dabei insbesondere vor, wenn der/die Studierende mehr als vier 
Versäumnisse oder mehr als zwei Rücktritte gemäß Absatz 1 zu derselben Prüfungsleistung mit 
krankheitsbedingter Prüfungsunfähigkeit begründet hat. Die Entscheidung ist der/dem 
Studierenden unverzüglich unter Angabe der Gründe sowie von mindestens drei 
Vertrauensärztinnen/Vertrauensärzten der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, unter 
denen er/sie wählen kann, mitzuteilen.“ 
 
 
8. § 21 Abs. 3 und Abs. 4 werden zu Abs. 4 und Abs. 5 
 
 
9. Es wird folgender § 25 neu aufgenommen: 
 

„§ 25 
Übergangsbestimmungen 

 
(1) Das Studium nach der Prüfungsordnung für den Studiengang Geowissenschaften mit dem 
Studienabschluss Bachelor of Science (B.Sc.) vom 12. August 2009 kann letztmalig im 
Sommersemester 2017 abgeschlossen werden. Studierende, die ihr Studium bis zu diesem 
Zeitpunkt nicht erfolgreich abgeschlossen haben, werden in den Anwendungsbereich der 
Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Geowissenschaften an der Westfälischen 
Wilhelms-Universität vom 12. September 2013 überführt. Bereits erbrachte Studien- und 
Prüfungsleistungen einschließlich erzielter Fehlversuche werden bei einem Wechsel in die in Satz 
2 genannten Prüfungsordnung übernommen, wenn und soweit die Leistungen einander 
entsprechen.  
  
(2) Alle Studierende, die noch nach der Prüfungsordnung für den Studiengang 
Geowissenschaften mit dem Studienabschluss Bachelor of Science (B.Sc.) vom 12. August 2009 
studieren, können auf Antrag auch schon vor dem in Absatz 1 Satz 1 genannten Zeitpunkt in den 
Anwendungsbereich der Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Geowissenschaften an 
der Westfälischen Wilhelms-Universität vom 12. September 2013 wechseln. Dies ist insbesondere 
dann empfehlenswert, wenn die folgenden Module noch nicht begonnen wurden: 

• Differenzierungsmodule 
• Geologische Karte 
• Allgemeine Studien II 

Der Antrag ist beim Prüfungsamt zu stellen. Die Antragstellung ist unwiderruflich. Bereits 
erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen einschließlich erzielter Fehlversuche werden bei 
einem Wechsel in diese Prüfungsordnung übernommen, wenn und soweit die Leistungen 
einander entsprechen.“ 
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Artikel II 
 

(1) Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Westfälischen Wilhelms-Universität (AB Uni) in Kraft. 
 
(2) Diese Ordnung findet Anwendung auf alle Studierenden, die seit dem Wintersemester 
2007/2008 in den Anwendungsbereich der Prüfungsordnung für den Studiengang 
Geowissenschaften mit dem Studienabschluss Bachelor of Science (B.Sc.) an der Westfälischen 
Wilhelms-Universität vom 12. August 2009 eingeschrieben worden sind. 
 
 
 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats des Fachbereichs 
Geowissenschaften der Westfälischen Wilhelms-Universität vom 15. Juli 2015. 
 
Münster, den 04. September 2015     Die Rektorin 

 
         Prof. Dr. Ursula Nelles 
 

Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über 
die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie die 
Bekanntmachung von Satzungen vom 8. Februar 1991 (AB Uni 91/1), geändert am 
23. Dezember 1998 (AB Uni 99/4), hiermit verkündet. 
 
Münster, den 04. September 2015     Die Rektorin 

 
         Prof. Dr. Ursula Nelles 
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